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Quedlinburg, 28. September 2018
Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,  
die realistischen Zustände auf dem Bodenmarkt der neuen Länder sind als außerordentlich kritisch einzuschätzen.

Dem Willen des Gesetzgebers wird über die Anwendung von Umgehungstatbeständen bezüglich des Grundstückverkehrsrechtes nur sehr unvollständig Rechnung getragen, wobei die gesetzlichen Vorgaben auch nicht mehr voll umfänglich dem praktischen Sein der Landwirtschaft entsprechen. 
Das hat zur Folge, dass ernste Verwerfungen in der Entwicklung der ländlichen Räume, insbesondere durch Machtballungen entstehen und agrarstrukturelle Fakten geschaffen werden, die vor den nachfolgenden Generationen nicht zu rechtfertigen sind.

Die Landesregierung Sachsen-Anhalt hat in der letzten Legislatur erste intensive Bemühungen unternommen, diese unhaltbaren Zustände zu minimieren. 

Beiliegend erhalten Sie den Entwurf für ein Agrarstrukturentwicklungsgesetz, das in seiner inhaltlichen Ausgestaltung auf das agrarpolitische Sein der neuen Länder abstellt.
Dieser Gesetzentwurf wurde in den Gremien des Deutschen Bauernbundes intensiv beraten.

Grundlage bildete der Gesetzentwurf, der durch die Landesregierung Sachsen-Anhalt in der letzten Legislaturperiode unter dankenswerter Federführung von Minister Dr. Hermann Onko Aeikens erarbeitet wurde.

Der Gesetzentwurf fusst auf den Auswertungen der amtlichen Grundstückmarktberichte der neuen Länder und insbesondere auf die verbandsinternen Auswertungen des Bauernbundes Sachsen-Anhalt zum Grundstücksverkehr aus den Jahren 2016, 2017 und teilweise 2018.

Der vorliegende Entwurf hat das Ziel, dass bei seiner Einführung erhebliche positive Aspekte auf die agrarsoziale Entwicklung der ländlichen Räume, auf Chancen- und Wettbewerbsgleichheit zwischen Betrieben gleicher und unterschiedlicher Rechtsformen entstehen und gesellschaftlich nicht zu verantwortende Machtballungen verhindert werden.
Die dafür notwendigen Restriktionen sind letztendlich durch das Landwirtschaftsgesetz gedeckt.

Zitat aus dem § 1 Landwirtschaftsgesetz

LwG

Ausfertigungsdatum 05.09.1955 Novelliert: 31.08.2015

§ 1

Um der Landwirtschaft die Teilnahme an der fortschreitenden Entwicklung der deutschen Volkswirtschaft und um der Bevölkerung die bestmögliche Versorgung mit Ernährungsgütern zu sichern, ist die Landwirtschaft mit den Mitteln der allgemeinen Wirtschafts- und Agrarpolitik – insbesondere der Handels-, Steuer-, Kredit- und Preispolitik – in den Stand zu setzen, die für sie bestehenden naturbedingten und wirtschaftlichen Nachteile gegenüber anderen Wirtschaftsbereichen auszugleichen und ihre Produktivität zu steigern. Damit soll gleichzeitig die soziale Lage der in der Landwirtschaft tätigen Menschen an der vergleichbarer Berufsgruppen angeglichen werden.

Es ist Wille des Deutschen Bundestages, das neben der vorrangigen Aufgabe der Volksernährung durch die Landwirtschaft auch und gerade Maßnahmen zur Entwicklung der ländlichen Räume integriert sind.
Bedingt durch politisch zu verantwortende Fehlentwicklungen der Landwirtschaft der neuen Länder nach dem Umstrukturierungsprozess aus dem ehemaligen sozialistischen Betriebsstrukturen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR, wird das bestehende Grundstücksverkehrsrecht insbesondere deshalb unterlaufen, weil durch den Kauf von Anteilen (Share-Deals)  aus den Betrieben in den juristischen Personen gesellschaftlich nicht zu vertretende Konzentrationen möglich werden, ohne das eine gesellschaftliche Kontrolle und Transparenz erfolgen kann. Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dass der Staat in diesem Verfahren in aller Regel auch auf die Grunderwerbssteuer verzichtet.
Bereits der BGH hat in seinem Beschluss vom 28.11.2014 (BLw 2/14) ausdrücklich die Integration des Handelns von Anteilen ins Grundstücksrecht gefordert.

Unabdingbar notwendig ist wieder die Rückführung der Anzeigegrenzen auf 1 ha.  

Es ist ein unhaltbarer Zustand, dass zurzeit etwa nur 30 % des gesamten Grundstücksverkehrs dem Sinne des Gesetzgebers entsprechend einer Prüfung unterzogen werden.
Die Verpflichtung der Pächter zur Anzeige der Pachtverträge ist längst überfällig. 
Insgesamt sollte diese vollständige Anzeigeverpflichtung ebenfalls dazu genutzt werden, um aus der Summe des Eigentumsnachweises der Betriebe und der Pachtflächen die echte Nutzungsberechtigung zu ermitteln. Es kann nicht bleiben das erhebliche Flächenanteile, vorrangig von LPG Nachfolgebetrieben, bewirtschaftet werden, für die weder Grundsteuer noch Pachte entrichtet wird, wohl aber Prämienrechte rekrutiert werden (geschätzt etwa 3-4 % der Fläche).
Ein Dorf hat in Mitteldeutschland in etwa eine Gemeindefläche von 1.000 ha.

Das Zugrunde gelegt, wurden im Gesetz Restriktionen für den Flächenerwerb und die Anpachtung festgeschrieben, damit die bis hierher schon sozial unverträglichen Machtballungen einiger weniger Vorstände korrigiert werden und gerade Junglandwirten in bäuerlichen Betrieben die Gründung bzw. Erweiterung ihrer Existenzgrundlage ermöglicht wird.

Die Ernte 2018 fällt für die Mehrzahl der Betriebe um über 30 % geringer aus.

Da in den Betrieben in der Regel keinerlei finanzielle noch materielle Reserven sind, wird eine nennenswerte Zahl ernstliche Probleme bekommen.

Solche Betriebe sind vermutlich leicht empfänglich für Offerten über die Share-Deals.

Wir bitten Sie nachdrücklich Ihren geschätzten Einfluss auf die Aufnahme des Gesetzgebungsverfahrens geltend zu machen.

Mit freundlichen Grüßen

Kurt-Henning Klamroth
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Adelheidstr. 1


06484 Quedlinburg


Tel:	03946/70 89 06


Fax:	03946/70 89 07


E-mail: � HYPERLINK "mailto:bauernbund@t-online.de" �bauernbund@t-online.de�


Internet: www.bauernbund.de








Präsident
Geschäftsführerin

Kurt-Henning Klamroth
Annekatrin Valverde

Schäferei 225



06502 Thale OT  Westerhausen




Steuer-Nr: 117/141/03492

